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1. Frage (4P): 
a)
Durch welche Grundsätze ist die Wahl zum Europäischen Parlament bestimmt? Wo finden sich diese Grundsätze? (1P)

b)
Welche Besonderheit im Wahlmodus ist problematisch, und warum? (1P)

c)
Welchen Zusammenhang gibt es zwischen dem Ersten Finanzvertrag 1970 und den Befugnissen des Europäischen Parlaments? (1P)

d)
Nennen Sie zwei weitere wesentliche Entwicklungen der funktionalen Aufwertung des Europäischen Parlaments bis zum (= vor dem) Vertrag von Maastricht mit jeweils einem Schlagwort, das diese Aufwertung beschreibt. (1P)
2. Frage (6P): 
Durch das deutsche Ökostromgesetz sind Stromversorgungsunternehmen verpflichtet, 5 % des von ihnen angebotenen Stroms von ökologischen Kleinwasserkraftwerken zu beziehen. Das Gesetz verpflichtet die Stromversorgungsunternehmen darüber hinaus dazu, den Kleinwasserkraftwerksbetrieben einen um 15 % über dem Marktpreis liegenden Preis zu bezahlen. Diese Maßnahme soll der Förderung ökologischer Stromerzeugung dienen. Die Europäische Kommission will gegen diese Regelung vorgehen. 
a)
Welche Möglichkeit steht der Europäischen Kommission grundsätzlich offen? Nennen Sie auch die relevante Rechtsgrundlage! (1P)
b)
Gegen welche Vorgaben des europäischen Wettbewerbsrechts könnte die Maßnahme grundsätzlich verstoßen? Wo finden sich die einschlägigen Rechtsnormen? (1P) 
c)
Welche Tatbestandsvoraussetzungen müssen hierfür allgemein vorliegen? Liegen diese hier vor? Begründen Sie in kurzen Worten! (4P)
3. Frage (5P): 
Nehmen Sie zu folgenden Aussagen Stellung und geben Sie an, ob diese richtig oder falsch sind. Begründen Sie Ihre Antwort.
· Das Vorabentscheidungsverfahren gehört – anders als das Vertragsverletzungsverfahren – zu den Direktklagen im europäischen Rechtsschutzsystem. (1P)
· Verwaltungsbehörden – wie etwa die österreichische Datenschutzkommission – können niemals dem Gerichtsbegriff des Art. 267 AEUV unterfallen. (1P)
· Die Vorlagepflicht letztinstanzlicher Gerichte kann entfallen, wenn es sich um reine Gültigkeitsfragen des Sekundärrechts handelt. (1P)
· Unterbleibt die Vorlage eines an sich vorlagepflichtigen Gerichts so kann ein etwaiger daraus resultierender Schaden mittels Staatshaftung geltend gemacht werden. (1P)
· Die Beantwortung der vom nationalen Gericht gestellten Vorlagefrage muss entscheidungserheblich sein. (1P)

4. Frage (2P): 
Das gegenwärtige System zum Schutz europäischer Patente ist durch das Europäische Patentübereinkommen geregelt. Dieses Übereinkommen sieht vor, dass das europäische Patent in jedem Vertragsstaat, für den es erteilt worden ist, dieselbe Wirkung hat und denselben Vorschriften wie ein in diesem Staat erteiltes nationales Patent unterliegt. Jedes Europäische Patent mit einheitlicher Wirkung unterliegt dem nationalen Recht eines einzigen Mitgliedstaats und diese Rechtsvorschriften gelten im gesamten Hoheitsgebiet der an der Verstärkten Zusammenarbeit teilnehmenden Mitgliedstaaten. Die Patent-Verordnung weist den an der Verstärkten Zusammenarbeit teilnehmenden Mitgliedstaaten die Befugnis zu, die Höhe der Jahresgebühren für Europäische Patente mit einheitlicher Wirkung und deren anteilige Verteilung festzulegen. 
a)
Der GHdEU ist in Bezug auf Rechtsakte zuständig, die im Rahmen einer Verstärkten Zusammenarbeit erlassen werden. Nennen Sie die dies klarstellende Primärrechtsbestimmung. (1P)

b)
Die beteiligten MS dürfen nicht festlegen, dass der GHdEU für Rechtsakte im Rahmen einer Verstärkten Zusammenarbeit über keine Zuständigkeit verfügen soll. Nennen Sie den Unionsrechtsgrundsatz oder die Primärrechtsbestimmung, aus der dies hervorgeht. (1P)

5. Frage (5P):
Frau Brezel betreibt eine Bäckerei in Graz. Mit Bescheid vom 2.1.2018 verlangt das Finanzamt Graz von Frau Brezel eine Steuernachzahlung, weil sie angeblich 2015 und 2016 zu wenig Steuern gezahlt hat. Die RL 2006/112/EG sieht jedoch für sämtliche Formen von Brot, Schnittbrot und Kleingebäck ermäßigte Mehrwertsteuersätze vor, nach welcher Frau Brezel gar nicht zu wenig gezahlt hätte. Die Umsetzung RL in Österreich sieht ermäßigte Mehrwertsteuersätze zwar vor, jedoch nur für „Brote“. Die Steuerbehörde ist der Ansicht, Semmeln seien keine Brote. 

a)
Nach welchen Grundsätzen entscheidet sich, ob „Semmeln“ unter den Begriff „Brote“ fallen und die österreichische Umsetzung daher in Einklang mit der RL steht? (2P)
b)
Ist das Finanzgericht berechtigt oder verpflichtet, diese Frage aufzuwerfen und zu prüfen, ohne dass Frau Brezel sie vorgebracht hat? Warum? (2P)
b)
Was ist die Folge, wenn es nicht möglich ist, „Semmeln“ unter den Begriff „Brote“ zu fassen und das österreichische Gesetz daher in Widerspruch zur RL steht? (1P)
6. Frage (8P):
Die deutsche Rechtsanwältin Lisa Lustig möchte schon seit vielen Jahren nach Österreich auswandern und in Wien eine eigene Kanzlei eröffnen. Ihrer Recherche nach dürfen jedoch nur österreichische Staatsbürger*innen in Österreich eine Rechtsanwaltskanzlei betreiben. Lisa Lustig ist bestürzt und fragt Sie um Rat:
a)
Welche Grundfreiheit könnte hier betroffen sein? Welche Anhaltspunkte gibt es dafür im Sachverhalt? Wo ist diese Grundfreiheit vertraglich normiert? (3P)

b)
Liegt hier tatsächlich ein Verstoß gegen diese Grundfreiheit vor? Argumentieren Sie anhand des Prüfungsschemas! (4P)

c)
Die österreichische Rechtanwaltskammer teilt Lisa Lustig mit, dass sie grundsätzlich schon eine Kanzlei eröffnen könne. Allerdings könne sie erst nach dreijähriger Tätigkeit in Österreich oder nach einer Eignungsprüfung eingetragen werden. Der Antrag auf sofortige Eintragung wird jedoch abgewiesen. Lisa Lustig möchte gegen diese Entscheidung Nichtigkeitsklage beim EuG erheben. Was muss sie dabei beachten? (1P)

